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Im Vorfeld der für 1996/97 angesetzten Revisionskonferenz des Vertrages über die
Europäische Union standen bereits 1995 entsprechende Reformüberlegungen im
Vordergrund, während ein Großteil der laufenden GASP-Aktivitäten weniger Auf-
merksamkeit fand. Konsolidierungsprozesse, etwa im Hinblick auf den Einsatz der
mit Titel V Art. J. 2 und J. 3 EUV geschaffenen neuen Instrumente der gemeinsa-
men Standpunkte und gemeinsamen Aktionen, und Neuansätze, etwa der in sei-
nem Umfang bisher einmalige strukturierte Dialog mit den mittel- und osteuropäi-
schen Staaten sowie den Beitrittsaspiranten Malta und Zypern, gingen Hand in
Hand mit alt bekannten Verhaltensmustern. Auch 1995 überlagerten immer wieder
nationale Sonderwege das Zustandekommen des von allen getragenen und als vor-
rangig zu erachtenden Unionsinteresses. Dies gilt traditionell für die von Grie-
chenland instrumentalisierten Beziehungen der EU zur Türkei1 wie zur Ehemali-
gen jugoslawischen Republik Makedonien2; aber auch die Regierung in Paris
akzentuierte 1995 den Stellenwert bereits verblaßt geglaubter „Chasses Gardees"
zu Lasten der im Maastrichter Vertrag avisierten europäischen Solidarität. Anlaß
für die massiven Spannungen im Kreis der Fünfzehn war die ohne Absprache mit
den Partnern erfolgte Wiederaufnahme von französischen Nukleartests im Südpa-
zifik.

Als mittel- bis langfristlich noch gravierender für die allseits eingeforderte Effi-
zienz, Sichtbarkeit und Kontinuität der GASP könnte allerdings eine bereits gegen-
wärtig feststellbare Klimaänderung wirken: Trends zu einem Ausufern von Teil-
nehmern, einer Formalisierung ursprünglich informeller Beratungen und die explo-
sionsartige Verteilung der ursprünglich vertraulichen Coreu-Informationen stören
die für die GASP-Entscheidungen wichtige Offenheit und Vertrauensbasis. Klei-
nere Zirkel der vermutlich größeren Mitgliedstaaten und neuartige Informations-
netze oder gar nationale Alleingänge3 erscheinen somit attraktiver als der Verbund
der EU-Fünfzehn und erst recht jener einer erweiterten Union mit möglicherweise
fatalen Folgen für die Leistungskraft der GASP.

Die GASP-Agenda - unübersichtlich und akzentuiert zugleich

Versucht man, aus dem 1995 veröffentlichen „acquis politique", d.h. dem Fundus
außen- und sicherheitspolitischer Gemeinsamkeiten der Fünfzehn, Schwerpunkte,
Konstanten oder neue Elemente zu identifizieren, macht sich zunächst eine gewisse
Hilflosigkeit breit: In 106 offiziellen GASP-Stellungnahmen4, 13 gemeinsamen
Standpunkten gemäß Art. J. 2 EUV und 10 gemeinsamen Aktionen gemäß Art. J. 3
EUV tritt eine beachtliche Allgegenwart der europäischen „Stimme" auf der inter-
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nationalen Bühne zutage. Sie ist zu so punktuellen Ereignissen wie der Freilassung
politischer Gefangener im Sudan oder den Wahlen in Niger ebenso zu vernehmen,
wie zu den vielfältigen Friedensbemühungen im Nahen Osten und ehemaligen
Jugoslawien. Selbst die ursprünglich als Akzentsetzer und Impulsgeber für die
GASP verstandenen Treffen der Staats- und Regierungschefs der EU enden mitt-
lerweile regelmäßig mit seitenlangen Schlußkommuniques, auch zu GASP-rele-
vanten Themen. Sie entstammen u.a. dem Anspruch der EU-Mitglieder selbst, ins-
besondere ihre unmittelbare Nachbarschaft, aber nicht nur sie, zu gestalten, wie
einem stetig wachsenden weltweiten Erwartungsdruck nach politischer Solidarität
und ökonomischer Hilfe von Dritten.

Um der Deklarations- und vertraulichen Demarchenpolitik der GASP mehr
Nachdruck zu verleihen, bedient sich die Europäische Union heute systematischer
als früher des EG-Instrumentariums, insbesondere über die mit einem eigenen
Haushaltstitel ausgestattete Humanitäre Hilfe und dem dafür zuständigen Amt
(ECHO)3, die das GASP-Budget nominal um das dreifache übersteigt. Zugleich
machen sich die Fünfzehn, die zwischen Dritten und der EG bestehenden bzw.
beabsichtigten Vertragsbeziehungen zunutze, um ihren politischen Forderungen
mehr Nachdruck zu verleihen. So wurde wegen der russischen Tschetschenienpoli-
tik der Ratifizierungsprozeß für das Partnerschafts- und Kooperationsabkommen
mit Rußland bis Juli 1995 verschoben6. Verhandlungen mit Kroatien über ein Han-
dels- und Kooperationsabkommen wurden sechs Wochen nach ihrem Beginn aus-
gesetzt. Damit protestierte die EU gegen die kroatische Militärintervention in der
Krajina. Zugleich wurde dem Land vorläufig die Aufnahme in das PHARE-Pro-
gramm verweigert7.

Parallel zu diesen und weiteren Einzelaktionen verfeinerte die Kommission ihre
vom Rat bestätigte und seit 1992 praktizierte Formel der Konditionalität in Abkom-
men mit Drittstaaten8. Danach ist beabsichtigt, in neuen Abkommen eine explizite
Suspendierungsklausel aufzunehmen und anzuwenden, falls eine der Vertragspar-
teien gegen die als „wesentlicher Bestandteil" der Vereinbarung eingestuften demo-
kratischen Grundsätze und Menschenrechte verstößt. Mit diesem Bemühen um
einheitliche Standards unterstreicht die EU nochmals wesentliche Prinzipien ihres
internationalen Engagements und erhöht die immer wieder eingeforderte Kohärenz,
die allerdings ein enges Zusammenwirken der GASP- und gemeinschaftsrelevan-
ten Instanzen verlangt.

Bestandteil des traditionellen diplomatischen „Geschäfts" der GASP ist die nach
wie vor sehr rege Reise- und Konferenzdiplomatie durch die Präsidentschaft/Tro-
ika sowie die Pflege des institutionalisierten politischen Dialogs. Format, Inhalte
und Ergebnisse sind so verschieden wie die Adressaten selbst. Die politische
Bedeutung, die einem solchen Gespräch von den Teilnehmern zugemessen wird,
wie auch sonstige Rahmenbedingungen, variieren erheblich. So hinterlassen die
halbjährlich stattfindenden Gespräche der Direktoren-Troika mit Japan den Ein-
druck eingespielter Routineveranstaltungen, ebenso wie die Kontakte mit Austra-
lien oder Neuseeland. Demgegenüber steckt in den mit China, Rußland oder der
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Türkei vereinbarten politischen Dialogen erhebliche politische Brisanz. Dies gilt in
anderer Weise auch für das Gespräch mit den Vereinigten Staaten, das trotz beider-
seitiger Anstrengungen, manifest 1995 auch in der Verabschiedung einer u.a. an
den großen internationalen Themen orientierten Transatlantischen Agenda9, gra-
vierende Meinungsunterschiede nicht ausräumen kann oder gar nicht ausreichend
genutzt wird. Illustrativ hierfür sind die harschen Äußerungen des amerikanischen
Chefunterhändlers im ehemaligen Jugoslawien über das europäische Versagen bei
der Umsetzung des Dayton-Abkommens und im Fall der griechisch-türkischen
Auseinandersetzungen in der Ägäis10 oder das Gerangel um die thematische Aus-
richtung und Komposition der Barcelona-Konferenz, einer von der spanischen Prä-
sidentschaft massiv betriebenen Initiative, die Beziehungen zwischen der EU und
den 12 nicht EU-Mittelmeeranrainern im Sinne einer neuen Partnerschaft auf eine
breite Grundlage zu stellen11. Auch das Festhalten der EU an ihrem „kritischen"
Dialog mit dem Iran stieß in Washington auf Kritik. Irans Verstrickung in terrori-
stische Anschläge veranlaßte allerdings auch die EU-Staaten, ihr nunmehr als „Poli-
tik der aktiven Einwirkung" bezeichnetes Vorgehen gegenüber Teheran 1996 zu
überdenken12.

Gemeinsame Standpunkte und Gemeinsame Aktionen - Kontinuität und Innovation

Mit ihren insgesamt zehn gemeinsamen Aktionen und 13 gemeinsamen Stand-
punkten bemühte sich die Europäische Union 1995 in konkreten Fällen um mehr
Substanz und Sichtbarkeit ihres außenpolitischen Engagements. Wenngleich es in
der GASP-Praxis schwierig bleibt, eine klare Trennungslinie zwischen den Instru-
menten zu ziehen13, liegt der geographische Fokus der gemeinsamen Aktionen ein-
deutig in der unmittelbaren europäischen Nachbarschaft, während die gemeinsa-
men Standpunkte auch und gerade Staaten anvisieren, die mit der EU über die
Lome-Abkommen als ehemalige Kolonialgebiete und Entwicklungsländer an die
EU gebunden sind, wie z.B. Nigeria, Burundi und Angola.

Die bereits in den Vorjahren als wesentliche gemeinsame Interessen definierte
europäische Nahost- und Jugoslawienpolitik konzentrierte sich 1995/96 auf die
Beobachtung der Wahlen zum Palästinensischen Autonomierat sowie auf die EU-
Administration Mostars. Kernstück der mit maximal 10 Mio. ECU aus dem
Gemeinschaftshaushalt ausgestatteten gemeinsamen Aktion14 ist der Aufbau eines
„Europäischen Wahldienstes" in den ehemals von Israel besetzten Gebieten und
die Wahlbeobachtung mit bis zu 300 Personen aus den EU-Mitgliedstaaten und
dem Europäischen Parlament (10 % Beteiligung). Sie war als eine umfassende Hil-
festellung für die palästinensischen Behörden angelegt, die u.a. Rechtsberatung,
Wahlorganisation, Wählererziehung und Medienberatung umfaßte und über ein
Zentralbüro sowie vier Regionalbüros in Gaza, Jericho, Bethlehem und Nablus
vonstatten gehen sollte. Darüber hinaus nahm die EU für sich eine maßgebliche
Rolle bei der Koordinierung der Wahlbeobachter mit den betreffenden Staaten und
internationalen Organisationen in Anspruch. Ferner sah die gemeinsame Aktion
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eine regelmäßige Berichtspflicht des Leiters des Europäischen Wahldienstes gegen-
über dem Vorsitz vor, der wiederum von einer „beratenden Koordinierungsgruppe"
aus Vertretern der Mitgliedstaaten unterstützt wird. Interessanterweise wurde aus-
drücklich eine Rechnungsprüfung der Ausgaben des Europäischen Wahldienstes
durch den Europäischen Rechnungshof vereinbart.

Das Bemühen der EU, für die Stadt Mostar eine einheitliche, volksgruppenü-
bergreifende und dauerhafte Verwaltung zu schaffen, war von Beginn an span-
nungsgeladen. Das zunächst bis zum 22.7.1996 bestimmte und von den Admini-
stratoren Koschnick und Casado15 im Auftrag der EU angenommene Mandat ist als
eine umfangreiche Wiederaufbauhilfe konzipiert, die der Beseitigung von Kriegs-
schäden an Wohnungen und öffentlichen Versorgungsleistungen dienen soll.
Ebenso sind Infrastrukturmaßnahmen für den Verkehr, den Sozial- und Gesund-
heitsdienst, Bildung, Kultur und Sport, den Aufbau einer kommunalen Verwaltung
und der Polizei sowie die Wiedereingliederung der Vertriebenen vorgesehen16. Die
mittlerweile vollständig aus dem Haushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften
finanzierte gemeinsame Aktion war wiederholt Stein des Anstoßes zwischen Rat,
Kommission und Europäischem Parlament. Die von den Verfechtern des in solchen
Fällen auch für die GASP relevanten Haushaltsrechts der EG vorgetragene Kritik
entzündete sich insbesondere daran, daß der Administrator für Mostar den Bedarf
und die benötigten Finanzmittel identifiziert und sie dem Vorsitz des Rates über-
mittelt, der seinerseits dann mit Hilfe einer beratenden Gruppe aus Vertretern der
Mitgliedstaaten beschließt. Er handelt dabei zwar in Absprache mit der Kommis-
sion, greift damit aber erheblich in deren klassische haushaltsrechtliche Exekutiv-
befugnisse ein. Immerhin unterliegt die auch als „perfekter Präzedenzfall für eine
Intergouvernementalisierung von EG-Mitteln" bezeichnete17 Mittelverwendung für
die Verwaltung von Mostar der Kontrolle des Rechnungshofs der EG, der bemer-
kenswerterweise für 1996 die Erstellung eines Sonderberichts angekündigt hat.

Mit der Unterzeichnung des Vertragswerks von Dayton über die Zukunft von
Bosnien-Herzegowina am 14.12.1995, die auch in Anwesenheit des spanischen
Ministerpräsidenten als amtierendem Vorsitzenden des Europäischen Rates
erfolgte, wurde in dramatischer Weise offenbar, vor welcher schwierigen
Bewährungsprobe die Fünfzehn stehen. Noch muß sich erweisen, ob die Konse-
quenzen der übernommenen Verpflichtungen im Sinne des „ersten und wichtigsten
Zeugen und Bürgen für die Möglichkeit und die Tragfähigkeit einer die Nationalis-
men überwindenden Orientierung von Völkern und Staaten am übergreifenden
Gemeinwohl"18 ausreichend im Bewußtsein der EU-Verantwortlichen verankert
ist. Die Fünfzehn haben ihre unmittelbare Bereitschaft signalisiert, gerade an der
Umsetzung aller nicht-militärischen Elemente der Friedensregelung mitzuwirken.
Dies kommt u.a. darin zum Ausdruck, daß sich die Europäische Union mit einer
Summe von 10 Mio. ECU für das Jahr 1995 an den Aufgaben des mit dem Dayton-
Abkommen bestellten Hohen Repräsentanten beteiligt. Der den Fünfzehn aus sei-
ner bisherigen Funktion als EU-Vermittler für das ehemalige Jugoslawien vertraute
Hohe Repräsentant Carl Bildt, dem in umfassender Weise, ähnlich wie dem IFOR-
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Oberbefehlshaber für die militärischen Komponenten des Friedensvertrages, die
Überwachung der zivilen Teile obliegt, ist zu einer regelmäßigen Berichterstattung
gegenüber der EU und insbesondere gegenüber dem Vorsitz verpflichtet. Man darf
gespannt sein, wie die jeweiligen Präsidentschaften dem ständig wachsenden
Arbeitsanfall bei der Implementation Herr werden und die geforderte Koordina-
tion, Kontrolle und Kohärenz der GASP durch eine solche Ausdifferenzierung von
Sprecherrollen und Beauftragten gewährleistet werden kann.

Das 1994 erstmals erfolgreiche Bemühen, in Form gemeinsamer Aktionen auch
sicherheitspolitisches Profil zu demonstrieren19, fand 1995 eine Fortsetzung. Es
manifestierte sich z.B. in einer gemeinsamen Aktion über Antipersonenminen20.
Um deren wahllosen Einsatz weltweit zu bekämpfen, setzt sich die EU für ein ent-
sprechendes Exportmoratorium ein, entwickelt konkrete Reformvorschläge und
beteiligt sich aktiv an einer Konferenz zur Revision bestehender Übereinkommen,
wobei Vorsitz und ggf. Troika der EU, ähnlich wie bei dem Engagement anläßlich
des Vertrages über die Nichtverbreitung, besondere diplomatische Aktivitäten
gegenüber anderen Vertragsparteien und Drittstaaten unternehmen sollen. Des wei-
teren erklärte sich die Europäische Union bereit, eine von den Vereinten Nationen
veranstaltete internationale Minenräumkonferenz mit 0,16 Mio. ECU zu fördern
sowie einen Höchstbetrag von 3 Mio. ECU zum freiwilligen Treuhandfonds der
Vereinten Nationen für die Unterstützung bei der Minenräumung aus dem EG-
Haushalt zur Verfügung zu stellen. Schließlich bekräftigten die Fünfzehn, wie
bereits früher im Rahmen der humanitären Hilfe und Entwicklungszusammenar-
beit, konkrete Minenräumaktionen in Drittstaaten zu fördern, wobei ein solcher
Beschluß ausdrücklich Einstimmigkeit im Rat erfordert, während für die Durch-
führungsmodalitäten theoretisch Mehrheitsentscheidungen möglich sind. Sofern
die Westeuropäische Union in einem solchen Fall einzuschalten ist, beschließt der
Rat ebenfalls in Einklang mit Art. J. 4 EUV einstimmig.

Bei den 1995 verabschiedeten gemeinsamen Standpunkten lassen sich vier
Gruppierungen unterscheiden:

Zum einen geht es darum, das Mißfallen der Europäischen Union gegenüber
Entwicklungen in einem Drittstaat durch restriktive Maßnahmen zu untermauern
bzw. deren Aussetzung im Falle positiver Entwicklungen zu verkünden. Exempla-
risch sind hierfür die sechs gemeinsamen Standpunkte betreffend die Aussetzung
der Handelsbeschränkungen zur Bundesrepublik Jugoslawien (Serbien und Monte-
negro) und zu dem serbisch-bosnischen Gebietsteil sowie der in seinem Ansatz
umfassende Sanktionskatalog gegenüber Nigeria21. Mit den bereits zum Teil seit
1993 beschlossenen Restriktionen - etwa der Aussetzung der militärischen Zusam-
menarbeit, Visabeschränkungen - soll versucht werden, auf das nigerianische
Militärregime Einfluß zu nehmen. Wie die Hinrichtung des international bekann-
ten Oppositionellen Ken Saro-Wiwa am 10.11.1995 zeigte, war das Bemühen der
EU allerdings ohne Erfolg geblieben, was den Rat wiederum veranlaßte, die Ent-
wicklungszusammenarbeit mit Nigeria auszusetzen und weitere Visa-Beschrän-
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kungen für die Mitglieder des provisorischen Regierungsrates sowie ein Waffen-
embargo zu verhängen.

Mit den gemeinsamen Standpunkten zu Burundi22 und Angola23 signalisierte die
Europäische Union 1995 demgegenüber Solidarität und Unterstützung für natio-
nale Befriedungsbemühungen in den beiden Ländern, die etwa so weitreichend
sein können wie Hilfe bei der Ausbildung von Richtern und Staatsanwälten in
Burundi zu leisten oder im Falle Angolas die Wiedereingliederung aus dem Kriegs-
dienst entlassener Soldaten.

Eher exotisch im Spektrum der gemeinsamen Standpunkte, weil in der Sache
verwandt mit der gemeinsamen Aktion zu den Antipersonenminen, mutet jener
zum begrenzten Einsatz von Blendlasern an24. In der Sache unterstreicht die EU
ihre aktive Rolle bei der Überarbeitung entsprechender internationaler Vereinba-
rungen.

Schließlich verständigten sich die Fünfzehn 1995 erstmals auf einen gemeinsa-
men Standpunkt, der das Funktionieren der GASP selbst betraf. In dem deshalb als
nichtveröffentlichungsbedürftig erachteten Beschluß ging es offensichtlich um
Möglichkeiten, wie die diplomatischen Kapazitäten der Mitgliedstaaten besser
gemeinsam genutzt werden können, ein bereits für die EPZ heikles und wenig
erfolgreiches Bemühen25.

Auf dem Weg zur Regierungskonferenz - das Thementableau

Über die Notwendigkeit der in Art. J. 4 EUV verankerten „Kann-Bestimmung"
über eine Reform der sicherheitspolitischen Identität der EU im Zuge des 1998
auslaufenden WEU-Vertrages bestand bereits kurz nach Inkrafttreten der neuen
Bestimmungen kein Zweifel mehr. Die von den Staats- und Regierungschefs 1995
ins Leben gerufene Reflexionsgruppe bestätigte zwar übereinstimmend, daß der
zweite Pfeiler Mängel aufwies; allerdings kam man bei der Ursachenforschung zu
unterschiedlichen Ergebnissen und als Folge davon zu einer Reihe unterschiedli-
cher Reformrezepte26. Deutlich gemeinschaftsorientierte Vorschläge wie sie tradi-
tionell vom Europäischen Parlament27 und der Kommission28, in Ansätzen auch
von einigen Mitgliedstaaten29 getragen werden, konkurrieren mit unterschiedlich
nuancierten intergouvernementalen Ansätzen, in der reinsten und massivsten Form
von der britischen Regierung vorgetragen30. Die aktuelle Debatte, wie sie sich auch
in den ersten GASP-relevanten Verhandlungen der Regierungskonferenz selbst nie-
derschlägt, erinnert an altbekannte Kontroversen während der Verhandlungen zum
Maastrichter Vertrag. Sie wird allerdings durch eine deutlichere Frontstellung zwi-
schen den großen und kleinen Mitgliedstaaten akzentuiert, die mit den Begriffen
„Kerneuropa", „variable Einheit" oder „Flexibilität"31 bzw. „verstärkte Zusammen-
arbeit"32 unterschiedlich besetzt ist. Die Neumitglieder Österreich, Finnland und
Schweden stehen solchen Differenzierungen ebenfalls äußerst skeptisch gegen-
über33. Allerdings scheint die österreichische Regierung Vergemeinschaftungsten-
denzen in Richtung verstärkter Mehrheitsentscheidungen in der GASP offener
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gegenüber zu sein als die Verantwortlichen in Stockholm und Helsinki, die die Bei-
behaltung des intergouvernementalen Charakters der GASP betonen. Gleichzeitig
signalisieren alle Post-Neutralen Interesse, die Fähigkeit der EU im Krisenmana-
gement zu verbessern. Diese schließt nach ihrem Verständnis eine Revision der
sicherheitspolitischen Bestimmungen des Art. J. 4 EUV dahingehend ein, huma-
nitäre und Hilfsmaßnahmen, Peace-Keeping-Aktionen und Krisenmanagement -
die sogenannte Petersberg-Aufgaben - in die GASP-Bestimmungen zu über-
führen34.

Aus dem breiten Spektrum der GASP-Agenda für die Regierungskonferenz
1996/97 können gegenwärtig die im folgenden aufgeführten Elemente als wesent-
lich eingestuft werden.

Wenn die Europäische Union ihrem Anspruch gerecht werden will, politisches
Gewicht zu erlangen, das ihrer ökonomischen Stärke entspricht, gilt es, den Ver-
pflichtungsgrad der GASP-Bestimmungen für die einzelnen Mitgliedstaaten wie
für die Kommission zu erhöhen. In der Debatte über Mehrheitsentscheidungen in
der GASP ist häufig von vitalen nationalen Interessen die Rede, die Berücksichti-
gung finden müssen, während in umgekehrter Weise dem Vorhandensein vitaler
Interessen der Europäischen Union und ihrer Durchsetzung wenig Aufmerksam-
keit gewidmet wird.

Um der fehlenden „gemeinsamen Vision"35 näher zu kommen, favorisieren mitt-
lerweile alle 15 Mitgliedstaaten die Einrichtung eines „Gremiums für Analyse,
Vorausschau, Frühwarnung und Planung". Dabei soll es sich nach dem Willen der
Mehrheit nicht um eine neue GASP-Instanz handeln. Vielmehr soll es als personell
aufgestockter Teil des schon vorhandenen Ratssekretariats der Entscheidungszen-
trale, dem Rat, zuarbeiten. Mit einer solchen Konstruktion wird erfreulicherweise
nicht an der institutionellen Balance im zweiten Pfeiler gerührt; inwieweit von
einem solchen bloßen Vorbereitungsgremium ohne förmliches Initiativrecht aller-
dings spürbare Impulse ausgehen können, bleibt abzuwarten.

Über die Frage, wie die Beschlußfassung in der GASP effizienter gemacht und
beschleunigt werden kann, wird äußerst kontrovers diskutiert. Zwar scheint eine
Abkehr vom Konsenserfordernis gerade angesichts der bevorstehenden Erweite-
rungen vermehrt Zuspruch zu finden; über das „wie" und das „wie weit" herrscht
allerdings noch Unklarheit. Diese läßt sich auch daran ablesen, daß in den ein-
schlägigen Dokumenten lediglich mögliche Ansätze aufgezählt sind und ihre Prü-
fung in Aussicht gestellt wird36. Die Mehrheitsentscheidung zum Regelfall zu
machen, versehen mit einigen Ausnahmeklauseln, etwa im Falle des Einsatzes
militärischer Mittel, dürfte als zu revolutionär verworfen werden gegenüber
bescheideneren Ansätzen, etwa in Form der vertraglichen Verankerung der bereits
als Nummer 27 im Annex zum Maastrichter Vertrag formulierten konstruktiven
Enthaltung. Ferner gibt es Überlegungen, die in Art. J. 3 Abs. 2 EUV theoretisch
mögliche, praktisch und politisch bisher nicht gewollte Möglichkeit von Mehrheits-
entscheidungen bei der Implementation gemeinsamer Aktionen auszudehnen37.
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Bei der Frage, wie die GASP nach außen sichtbarer in Erscheinung treten und
an Kontinuität gewinnen könnte, reicht die Spanne der Vorschläge von „innovati-
ven" Regelungen für den Vorsitz38, etwa in Form einer aus vier Mitgliedstaaten
bestehenden und zwölf Monate lang amtierenden Team-Präsidentschaft, über eine
Aufwertung des klassischen „Tandems" aus Ratsvorsitz und Kommission39, mögli-
cherweise gekoppelt mit der Ernennung persönlich Beauftragter für spezifische
Mandate, bis hin zu dem Modell des Herrn/der Frau GASP. Wenngleich etliche
Partner den insbesondere von Frankreich favorisierten Hohen Repräsentanten funk-
tioneil für sinnvoll halten40, gibt es vielfältige Bedenken über den richtigen „Platz"
einer solchen Persönlichkeit. Würde eine solche „Personifizierung" der GASP par-
allel zur jetzigen Praxis der Außenvertretung durch die Präsidentschaft und Troika
erfolgen oder diese ersetzen? In welchem Hierarchieverhältnis stünde ein solcher,
eventuell vom Europäischen Rat ernannter Hoher Vertreter für die GASP zum Rat
(Weisungsbefugnis)? Welche Rolle bliebe für den Generalsekretär des Rates bzw.
den jetzt für die GASP zuständigen Stellvertreter? Würde einer solchen Persön-
lichkeit auch die Leitung des geplanten Analysegremiums obliegen? Aufschluß
scheint man sich während der Regierungskonferenz von einer von Frankreich
geforderten ausführlichen Funktionsbeschreibung zu erwarten. Allerdings wurde
bereits in den Beratungen der Reflexionsgruppe deutlich, daß die zentrale Rolle
der Präsidentschaft gewahrt und die bestehende Machtbalance erhalten bleiben
muß41.

Bei der naturgemäß ebenfalls kontroversen Diskussion über die Weiterentwick-
lung der europäischen Identität auf dem Gebiet der Sicherheits- und Verteidigungs-
politik geht es um den Balanceakt, die WEU als den sicherheits- und verteidi-
gungspolitischen Arm der EU weiterzuentwickeln, bei gleichzeitiger Wahrung der
spezifischen nationalen Verteidigungspolitiken und Bündniszugehörigkeiten im
Kreis der Fünfzehn. Die Bandbreite der Optionen reicht von einem Festhalten an
der jetzt bestehenden institutionellen Autonomie der WEU bis hin zu unterschied-
lichen Zeitplänen und Stufen für eine Fusion.

Eine fundierte Prognose über die Realisierungschancen der Vorschläge, insbe-
sondere der von einer Mehrheit getragenen, ist zum gegenwärtigen Zeitpunkt vor-
eilig42. Dennoch darf bezweifelt werden, ob die letztlich wahrscheinlichere, weil
konsensfähigere Flickschusterei die außen- und sicherheitspolitische Glaubwür-
digkeit der Europäischen Union sowohl im Innern wie nach außen dauerhaft
erhöhen kann.
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